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Drucksache V/2004 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Juli 1967 

II/l — 68040 — 5625/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der 
Verordnung Nr. 160/66/EWG (landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse) des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (Durch- 
führungsgesetz EWG landwirtschaftliche 
Verarbeitungserzeugnisse) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 311. Sitzung am 30. Juni 1967 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
(landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse) des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (Durchführungsgesetz 
EWG landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Werden abschöpfungspflichtige Waren im aktiven 
Veredelungsverkehr (§§ 48 bis 51 des Zollgesetzes) 
zu Waren veredelt, die in der Anlage zur Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG des Rates vom 27. Oktober 
1966 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 3361) in der jeweils geltenden Fassung aufgeführt 
sind, und sollen für die veredelten Waren in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft die in Artikel 9 Abs. 2 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft bezeichneten Vergünstigungen in Anspruch 
genommen werden, so wird eine Abgabe im Rah- 
men von Artikel 8 der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
erhoben. 

§ 2 

(1) Die Abgabenschuld entsteht dadurch, daß die 
Zollstelle die in § 1 bezeichneten veredelten Waren 
auf Antrag des Veredelers als vergünstigungsfähig 
(§ 1) kennzeichnet. Abgabenschuldner ist der Ver- 
edeler. 

(2) Die Abgabe bemißt sich nach dem Unter- 
schied zwischen der Abschöpfung für die unver- 
edelten Waren im Zeitpunkt des Antrags auf Ab- 
fertigung zur Veredelung und einem Betrag, der 
als beweglicher Teilbetrag nach Artikel 3 und 5 
der Verordnung Nr. 160/66/EWG im Zeitpunkt des 
Antrags auf Kennzeichnung zu erheben wäre, wenn 
Waren von der Beschaffenheit der veredelten 
Waren aus dem Mitgliedstaat eingeführt würden, 
in den die veredelten Waren ausgeführt werden 
sollen. Sind die veredelten Waren aus mehreren 
abschöpfungspflichtigen Waren hergestellt und sind 
diese Waren nicht alle zuin Veredelungsverkehr 


abgefertigt worden, so ist für die Berechnung des 
Unterschiedsbetrages nur von dem Anteil des be- 
weglichen Teilbetrages auszugehen, der auf die zum 
Veredelungsverkehr abgefertigten abschöpfungs- 
pflichtigen Waren entfällt. 

(3) Für Nebenerzeugnisse und Abfälle, die auf 
die zum Veredelungsverkehr abgefertigten ab- 
schöpfungspflichtigen Waren entfallen, wird eine 
Abschöpfung oder ein Zoll nicht erhoben. 

§ 3 

Entsteht nach diesem Gesetz eine Abgabenschuld, 
so wird Anteilzoll nach dem Anteilzollgesetz vom 
27. Dezember 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 1082), ge- 
ändert durch das Gesetz über Umstellung der Ab- 
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 995), nicht erhoben. §§ 3 und 5 
Abs. 1 des Anteilzollgesetzes gelten für die in § 1 
bezeichnete Abgabe entsprechend. 

§ 4 

Werden in der Anlage zur Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG aufgeführte Waren aus einem Zollaufschub- 
lager ausgelagert, so wird für die aufgeschobene 
Zollschuld der im Zeitpunkt der Auslagerung maß- 
gebende Zollsatz angewendet. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Drucksache V/2004 


Begründung 


A. Allgemeines | 

Die Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rates vom 
27. Oktober 1966 regelt den Handel mit bestimmten 
landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen. Ar- 
tikel 8 dieser Verordnung läßt für eine Übergangs- 
zeit — „solange der gemeinsame Preis für jedes 
einzelne Grunderzeugnis noch nicht in Kraft getre- 
ten ist" — einen buchmäßigen Ausgleich zu zwi- 
schen den Abschöpfungen für eingeführte Grund- 
erzeugnisse und der Erstattung, die nach Artikel 6 
bei der Ausfuhr von Verarbeitungserzeugnissen in 
einen Mitgliedstaat gewährt werden kann. Dieser 
buchmäßige Ausgleich ist nur möglich, wenn der 
Anteil der abschöpfungspflichtigen Grunderzeug- j 
nisse an den Verarbeitungserzeugnissen zuverlässig | 
festgestellt werden kann. Dies erfordert eine über- i 
wachung der Verarbeitung der Grunderzeugnisse | 
etwa in der Art, wie sie der aktive Veredelungs- : 
verkehr (§§ 48 bis 51 des Zollgesetzes) für die zoll- ! 
freie Veredelung ausländischer Waren für Export- I 
zwecke allgemein vorsieht. Der Entwurf bedient sich j 
deshalb für die innerstaatliche Regelung des buch- 
mäßigen Ausgleichs des zollreditlichen Verede- I 
lungsverkehr, schränkt aber die mit dem Ver- j 
edelungsverkehr sonst verbundene Abgabenfreiheit ' 
ein, indem eine Abgabe erhoben wird, die Artikel 8 | 
der Verordnung Nr. 160/66/EWG Rechnung trägt. | 
Die volle Abschöpfung für die Grunderzeugnisse j 
wird um einen Betrag vermindert, der einer an sich 
zulässigen Ausfuhrerstattung entspricht. ! 


I 


B. Im einzelnen 


Der Entwurf lehnt sich an das Anteilzollgesetz vom 
27, Dezember 1960 an, das unter bestimmten Vor- 
aussetzungen für Waren, die nach aktiver Verede- 
lung in Mitgliedstaaten ausgeführt werden, die 
Erhebung von Anteilzoll vorsieht. 


Zu § 1 

Diese Vorschrift gibt die Rechtsgrundlage für die 
Erhebung der Abgabe. 


Absatz 2 Satz 1 enthält die Vorsdiriften für die 
Bemessung der zu erhebenden Abgabe. 

Für Nebenerzeugnisse und Abfälle, die im Ver- 
edelungsverkehr bei der Herstellung der veredelten 
Waren anfallen, ist nach den allgemeinen Vor- 
schriften über den Veredelungsverkehr Zoll oder 
Abschöpfung zu erheben. Da jedoch bei der Berech- 
nung der Abgabe von der vollen Abschöpfung für 
die unveredelten Waren ausgegangen wird, wäre 
die nach den allgemeinen Vorschriften vorgesehene 
Erhebung von Zoll oder Abschöpfung für Neben- 
erzeugnisse und Abfälle nicht gerechtfertigt. Dem 
trägt die Vorschrift in Absatz 3 Rechnung. 

Zu § 3 

§§ 3 und 5 Abs. 1 des Anteilzollgesetzes enthalten 
Vorschriften über die Fälligkeit des Anteilzolls, 
über den Ausschluß von Zahlungsaufschub und über 
die Erhebung von Anteilzoll bei der Ausfuhr im 
Vorgriff (§ 51 des Zollgesetzes). Diese Vorschriften 
müssen entsprechend anwendbar sein, weil hier 
die gleichen wirtschaftlichen Gegebenheiten vor- 
liegen. 

Zu § 4 

Die Verordnung Nr. 160/66/EWG sieht die Erhebung 
eines Zolles vor, der sich aus einem festen und 
einem beweglichen Teilbetrag zusammensetzt (vgl. 
Artikel 3 und 10 der Verordnung). Der bewegliche 
Teilbetrag folgt den Preisschwankungen bei den 
Grunderzeugnissen und wird deshalb vierteljährlich 
neu festgesetzt. Bei Waren in Zollaufschublagern 
muß sichergestellt werden, daß der bewegliche Teil- 
betrag den Markt- und Preisverhältnissen im Zeit- 
punkt der Auslagerung Rechnung trägt. Dies ge- 
schieht, indem der in diesem Zeitpunkt maßgebende 
Zollsatz der Bemessung der Zollschuld zugrunde 
gelegt wird. Eine gleichartige Regelung ist aus ähn- 
lichen Gründen für Abschöpfungsaufschublager be- 
reits in § 4 Abs. 4 des Abschöpfungserhebungs- 
gesetzes enthalten. 


Zu § 2 

Absatz 1 dieser Vorschrift regelt das Nähere über 
die Entstehung der Abgabenschuld und bestimmt 
die Person des Abgabenschuldners. Das entschei- 
dende Tatbestandsmerkmal, das die Entstehung der 
Abgabenschuld unmittelbar auslöst, soll die Kenn- 
zeichnung der veredelten Waren als vergünsti- 
gungsfähig im Sinne des EWG-Vertrages sein. Die 
Kennzeichnung geschieht durch die Ausstellung 
einer Warenverkehrsbescheinigung oder gleich- 
gestellter Nachweise (vgl. Entscheidung der EWG- 
Kommission vom 5. Dezember 1960, Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 1961 S. 29). 


Zu § 5 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 6 

Die Verordnung Nr. 160/66/EWG wird am 1. Juni 
1967 in Kraft treten. Das vorgesehene Gesetz müßte 
zum gleichen Zeitpunkt oder sobald wie möglich 
danach in Kraft gesetzt werden. 

Die Geltungsdauer der Regelung in §§ 1 bis 3 ist 
zeitlich beschränkt. Sie wird mit der Einführung 
gemeinsamer Preise für die Grunderzeugnisse ge- 
genstandslos. 
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